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Zu Beginn der parlamentarischen Sommerpause, ein 
gutes Jahr vor der nächsten Bundestagswahl, zeigt 
sich mehr und mehr, dass es auf uns als Union und auf 
die Unionsfraktion im Deutschen Bundestag ankommt, 
wenn es darum geht, der Großen Koalition Halt und 
Orientierung zu geben.  
 

Dort, wo die Bürger nach Antworten verlangen, sind keine 

leichtfertigen Schnellschüsse und immer neue Kurswechsel 

gefordert, sondern wohlüberlegte Alternativen und Verläss-

lichkeit bei der Einhaltung der gesetzten Ziele. Angesichts 

der wachsenden Zerstrittenheit unseres Koalitionspartners 

sowie der Entscheidung der SPD, immer weiter nach links 

zu rücken und sich der Linkspartei anzubiedern, ist das 

nicht immer einfach. 

Aber wenn wir auf das zurückblicken, was wir in den zu-

rückliegenden Jahren erreicht haben, können wir beruhigt 

feststellen: Wir haben viel erreicht. Drei Jahre Große Koali-

tion haben Deutschland gut getan. In den Jahren 2006 und 

2007 ist die deutsche Wirtschaft um 2,9 Prozent bzw. 2,5 

Prozent gewachsen. Das ist dreimal so stark wie in den 

beiden Jahren zuvor. Mit dem laufenden Jahr ist das die 

längste Boomphase seit der Wiedervereinigung und Aus-

weis für die wieder gewonnene Wettbewerbsfähigkeit des 

Standorts Deutschland. Wir haben mit gegenwärtig ca. 3,2 

Millionen Arbeitslosen den niedrigsten Stand der Arbeitslo-

sigkeit seit über zwölf Jahren erreicht. Mehr als 40 Millio-

nen Menschen sind in Beschäftigung – mehr als jemals 

zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik. Seit der Re-

gierungsübernahme haben wir die Neuverschuldung des 

Bundes drastisch reduziert von über 30 Milliarden Euro im 

Jahre 2005 auf voraussichtlich knapp 12 Milliarden Euro im 

Jahr 2008. Im Jahre 2006 wurde nach vier Jahren erstmals 

wieder das Maastricht-Kriterium eingehalten, nach fünf 

Jahren war im Jahre 2007 überdies der Haushalt endlich 

wieder verfassungsgemäß. Ab dem Jahre 2011 wollen wir 

ohne neue Schulden auskommen. 

Wir haben die Lohnnebenkosten so stark gesenkt wie kei-

ne andere Regierung vor uns. Ein Durchschnittsverdiener 

wird dadurch im Vergleich zur Situation von 2005 um rund 

450 Euro entlastet. Den Spielraum für eine weitere Bei-

tragssenkung in der Arbeitslosenversicherung  wollen wir 

nutzen. 

Nach der Bundestagswahl 2005 haben wir das Wählervo-

tum angenommen und Verantwortung übernommen. Damit 

sind wir auch unserem eigenen Anspruch gerecht gewor-

den, als stabile und stabilisierende politische Kraft in unse-

rem Land zu wirken. Für uns als Union war dabei aber 

auch immer klar, dass wir die Große Koalition nicht als 

dauerhafte politische Alternative ansehen. Dies gilt insbe-

sondere dann, wenn - wie seit geraumer Zeit - ein andau-

ernder Richtungsstreit bei unserem Koalitionspartner in den 

Augen der Bürgerinnen und Bürger den Eindruck von Un-

zuverlässigkeit entstehen lässt. Mit Blick auf die nächsten 

Monate und auf das kommende Jahr kommt es deshalb 

darauf an, unsere Verantwortung in dieser Regierung wei-

terhin wahrzunehmen, gleichzeitig aber den Bürgern Orien-

tierung zu geben, indem wir unsere eigenen Positionen und 

Überzeugungen deutlich herausstellen. Nach der Sommer-

pause kommen eine Reihe wichtiger Vorhaben auf uns zu, 

etwa die Aufstellung des Bundeshaushalts 2009, die mit-

telstandspolitisch freundliche Ausgestaltung der Erb-

schaftsteuer und natürlich auch die Frage, welche Antwor-

ten wir auf die hohen Energiepreise geben können. Ziel 

unserer Politik muss es sein, bei der nächsten Bundes-

tagswahl die Voraussetzungen für ein bürgerliches Regie-

rungsbündnis zu erreichen und die Große Koalition zu 

beenden. Für dieses Ziel müssen wir in den nächsten Mo-

naten gemeinsam hart arbeiten.  

 



Berlin Aktuell 
 

Freitag, 27. Juni 2008 Nr. 12  Seite 2 von 2 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
In zweiter und dritter Lesung haben wir in dieser Wo-
che das Gesetz zur Änderung des Bundeskinder-
geldgesetzes verabschiedet. Durch eine Verbesse-
rung und Weiterentwicklung des Kinderzuschlags 
werden weniger Kinder und ihre Familien auf ergän-
zende Leistungen nach dem SGB II angewiesen 
sein. Die bisher individuell zu bestimmende Mindest-
einkommensgrenze wird auf einheitliche Beträge von 
600 Euro für Alleinerziehende und 900 Euro für Paa-
re festgesetzt und damit zugleich deutlich abgesenkt. 
Gleichzeitig wird die Abschmelzrate für Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit von 70 Prozent auf 50 Prozent 
abgesenkt und somit gewährleistet, dass im Gel-
tungsbereich des Kinderzuschlags ein durchgehen-
der Erwerbsanreiz durch einen kontinuierlichen Ein-
kommensverlauf besteht. Bei einer hinreichenden 
Erwerbsbeteiligung kann nunmehr grundsätzlich 
Hilfebedürftigkeit im Sinne der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende (SGB II) vermieden werden. Damit 
verringern wir die Armutsgefährdungsquote von Kin-
dern. 
 
Modernisierung des GmbH-Rechts 
Mit der GmbH-Novelle kann sich Deutschland gut 
gerüstet dem europäischen Wettbewerb der Rechts-
formen stellen. Hierzu wurde die bewährte und über 
100 Jahre alte Rechtsform der Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH) umfassend modernisiert, 
gegen Missbrauch gesichert und so für den Mit-
telstand wieder attraktiv gemacht, nicht zuletzt ange-
sichts der Konkurrenz ausländischer Rechtsformen 
(z. B. der englischen „Limited“). Im Laufe der Bera-
tung hat sich herauskristallisiert, dass dieser Konkur-
renz nur durch eine mindestkapitalfreie Alternative 
begegnet werden kann. Diese steht nun mit der Un-
ternehmergesellschaft und ihrer Mindeststammeinla-
ge von nur 1 Euro zur Verfügung. Gründer, Investo-
ren und etablierte Konzerne erhalten mit dieser No-
velle den nötigen rechtlichen Rahmen, um ihre unter-
nehmerischen Ideen schnell, preiswert und unkom-
pliziert in die Tat umsetzen zu können. Die GmbH 
wird fit für das 21. Jahrhundert und präsentiert sich 

als moderne, schlanke Rechtsform für den Mit-
telstand. 
Neuregelung des Schornsteinfegerwesens 
Ebenfalls verabschiedet haben wir das Gesetz zur 
Neuregelung des Schornsteinfegerwesens. Haus- 
und Wohnungseigentümer haben in Zukunft grund-
sätzlich die Wahl, welchen Schornsteinfeger sie mit 
der Durchführung der vorgeschriebenen Überprü-
fungs-, Kehr- und Messarbeiten beauftragen. Sicher-
gestellt ist, dass der hohe Standard an Betriebs- und 
Brandsicherheit sowie beim Umweltschutz in 
Deutschland erhalten bleibt. Großzügige Übergangs-
fristen erleichtern Schornsteinfegern sowie Eigentü-
mern die Umstellung auf das neue Rechtssystem. 
 
Modernisierung der Unfallversicherung 
Mit dem Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz - 
UMVG -  erfolgt eine umfassende Organisationsre-
form der gesetzlichen Unfallversicherung. Die Orga-
nisationsstrukturen werden an die veränderten Wirt-
schaftsstrukturen angepasst und die Verwaltungs-
strukturen modernisiert. Hierzu wird die Zahl der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften auf neun, die 
Zahl der landesunmittelbaren Unfallversicherungsträ-
ger der öffentlichen Hand auf einen Träger je Land 
reduziert. Zwischen den gewerblichen Berufsgenos-
senschaften wird die Lastenverteilung unter Berück-
sichtigung des in den vergangenen Jahren eingetre-
tenen Strukturwandels neu gestaltet. 
 
Teure Altersteilzeit 
Die staatliche Förderung der Altersteilzeit kostet 
Steuer- und Beitragszahler deutlich mehr Geld als 
bisher angenommen. Nach Berechnungen des Deut-
schen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) 
summieren sich die Zuschüsse für die Altersteilzeit 
jährlich auf etwa 2,4 Milliarden Euro. Das sind fast 
eine Milliarde mehr, als derzeit angenommen wird. 
Die Zuschüsse kosten die Bundesagentur für Arbeit 
2008 etwa 1,5 Milliarden Euro. Zusätzlich verzichtet 
der Staat auf einen Teil der eigentlich fälligen Steu-
ern und Sozialabgaben in Höhe von weiteren 500 
Millionen Euro. 
 

 


